
 

 

    

 

   

    

   

   

  
  

   
 

 

Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Jürgen Gerdes & Dr. Lars Heinemann: 

Online-Workshop: Inklusion und Politische Bildung 

Im Rahmen der Veranstaltung 
Inklusive Bildungspraxis aus menschenrechtlicher Perspektive 

des Projekts „Mit Menschenrechten Brücken bauen - Politische 
Bildung in Transformationsprozessen" am 24.11.2023 

Jürgen Gerdes, Pädagogische Hochschule Freiburg, Fakultät für Bildungswissenschaften, Institut für 
Soziologie, juergen.gerdes@ph-freiburg.de ; jurgengerdesO@gmail.com 

Dr. Lars Heinemann, Universität Bremen, Fachbereich Erziehungs - und Bildungswissenschaften 
(Schwerpunkt Bildung und Sozialisation), lheine@uni-bremen.de 

Jürgen Gerdes & Dr. Lars Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Das Thema „Inklusive politische Bildung“ war inspiriert durch die grundsätzliche Idee, 
dass politische Bildung bzw. Demokratiebildung, Demokratiepädagogik, Inklu-
sion und Menschenrechtsbildung wesentlich mehr gemeinsam haben, als das in 
den tendenziell eher separierten Fachdiskursen sichtbar wird, und dass eine Integra-
tion dieser verschiedenen Bildungsbereiche und Bildungsschwerpunkte aufgrund der 
aktuellen Lage multipler Krisen, zunehmenden Diskriminierungen von Personen(grup-
pen) infolge des sich ausbreitenden autoritären Rechtspopulismus und Rechtsextre-
mismus, also zunehmend inklusionswidriger Verhältnisse in der Gesellschaft, das Ge-
bot der Stunde ist. 

Der Online-Workshop war – vor dem Hintergrund der Erwartung einer heterogenen 
Teilnahmestruktur und aus Gründen zeitlicher und digitaler Restriktionen – konzipiert 
als strukturierter Dialog und Austausch zwischen Expert*innen mit unterschiedlichen 
thematischen, theoretischen und pädagogischen Schwerpunkten, mit der Idee der 
wechselseitigen Bereicherung durch unsere unterschiedlichen Perspektiven. 
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Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Gliederung ... 

1. Vorstellung 

2. Einführung 

3. WAS ist Inklusion? 

4. lnklusionswidrige gesellschaftspolitische Entwicklungen ... 

5. WARUM Inklusion? 

PAUSE 

6. WER soll WO inkludiert werden? 

7. Inklusion & Menschenrechte 

8. Resümee 

Der Vielschichtigkeit des Inklusionsbegriffs entsprechend, stellen sich auch unter 
Bedingungen von fortbestehenden Ungleichheiten, Exklusionen bestimmter Personen 
und Gruppen sowie zunehmenden demokratiegefährdenden Entwicklungen, insbe-
sondere in Gestalt von autoritärem Populismus, im Hinblick auf die Praxis einer inklu-
siven politischen Bildung weiterhin viele Fragen in verschiedener Hinsicht: Wer soll, 
warum, wo, auf welche Weise, mit welchen Mitteln inkludiert werden? Als Input haben 
wir in der Folge einige allgemeinere Fragen und übergreifende Thesen formuliert, wo-
von, je nach Interessen der Teilnehmenden, einige weitergehend diskutiert werden 
können. 

Dem Charakter des Workshops als strukturiertem Dialog korrespondierend, stellten 
sich zunächst alle Teilnehmenden unter Nennung ihrer Teilnahmemotivation, schwer-
punktmäßigen Interessen, ihrem Arbeitsbereich und ihrem organisationalen Hinter-
grund kurz vor. 
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Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Zusammenhänge?I 

Politische Bildung 

Inklusion 1 1 Demokratie 

~ I.____M_ en_s_c_he_n_r_ec_h_te _ ____.l / 

Zunächst wurde nach den Relationen zwischen vier für den Themenzusammen-
hang zentralen Begriffen/Konzepten gefragt. Bei allen vier obigen Konzepten han-
delt es sich um „essentially contested concepts“ – so hat Walter Bryce Gallie (1956; 
schottischer politischer Philosoph) Begriffe und Konzepte bezeichnet, die aufgrund ih-
res hohen Abstraktionsgrades keine klare und konsensuelle Bedeutung haben, nor-
mative bzw. evaluative Elemente enthalten, meist positiv konnotiert sind, aber sehr 
unterschiedlich interpretiert werden können und deshalb in vielfältiger Hinsicht kontro-
vers sind. 

Bezieht man Inklusion auf Bildung und betrachtet man politische Bildung als Fach (wie 
z.B. Deutsch oder Mathematik), verweist Inklusion in pädagogischer Perspektive auf 
die Notwendigkeit der jeweiligen fachdidaktischen Differenzierung und Individualisie-
rung von Lernzielen und Lehrmethoden (auf Basis einer angemessenen pädagogi-
schen Diagnostik), um es z.B. zu ermöglichen, dass Lernende mit verschiedenen Be-
einträchtigungen gemeinsam mit allen anderen Lernenden in denselben Settings ler-
nen. 

Außerdem kann Inklusion im Kontext politischer Bildung auch als ein politisches 
Thema aufgefasst werden: In diesem Sinn könnten unterschiedliche und kontroverse 
Verständnisse und Interessen in Bezug auf Inklusion und deren bildungspolitische Um-
setzungsstrategien betrachtet werden: Inklusion als ein Thema und Feld politischer 
Konflikte. 

Es gibt aber auch die Möglichkeit, das Verhältnis von politischer Bildung und Inklusion, 
unter Berücksichtigung von Demokratie und Menschenrechten, allgemeiner und 
grundsätzlicher aufzufassen. Dazu wurden einige Thesen formuliert und zur Diskus-
sion gestellt: 

3 



 

 

    
  

 

 
 

  
  

   
  

 
   

   
 

 
  

 
  

   
 

  
 

 
   

    
 

 
 

  
 

 
  

  
  

 
 

 
 

  

 

a) Politische Bildung muss (zumindest vom Anspruch her) per se inklusiv sein, 
weil sie sich in der Demokratie an alle gleichermaßen richten muss, weil nie-
mand als Demokrat*in geboren wird, sondern als Bürger*in auf demokratische 
Kompetenzen (politisches Interesse und Wissen, insbesondere politische Ur-
teilsfähigkeit, Handlungsfähigkeit und prodemokratische Einstellungen) ange-
wiesen ist, die im Rahmen von Bildungsprozessen entwickelt werden (müssen). 
Insofern spielt demokratische politische Bildung (dem Anspruch nach) offenbar 
ohnehin eine zentrale Rolle zur Herstellung inklusiver demokratischer Ver-
hältnisse und Einstellungen. 

b) Denn Demokratie meint im Kern – unabhängig von den spezifischen demokra-
tischen Verfahren und Institutionen – die gleichberechtigte Partizipation aller 
den kollektiven Regeln Unterworfenen und die angemessene Repräsentation 
der Interessen und Meinungen aller Personen(gruppen) – „die Adressat*innen 
des Rechts müssen sich als deren Autor*innen verstehen können“ (Habermas). 

c) Unter real existierenden Bedingungen asymmetrischer Repräsentationsverhält-
nisse (starker soziokultureller Selektivität politischer Bildung und Beteiligung; 
von bestimmten Milieus, Berufsgruppen, Bildungsniveaus, Altersgruppen und 
Geschlechtern dominierte Parlamente) müsste politische Bildung automatisch 
noch einmal mehr zur inklusiven Bildung werden, indem erhöhte Anstrengun-
gen unternommen werden sollten, gerade die politisch marginalisierten 
Gruppen zu erreichen. 

d) Unter gesellschaftlichen und politischen Bedingungen von Diskriminierung, 
Rassismus und verschiedenen Formen gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit, muss inklusive Bildung, mit welchen konkreten und für geeignet gehaltenen 
pädagogischen Mitteln auch immer, sich als diskriminierungs- und rassis-
muskritische Bildung verstehen. 

e) Da soziale Ungerechtigkeiten und Verhältnisse gesellschaftlicher Diskriminie-
rung wesentlich durch Politik bearbeitet werden, müssen gerade die sozial be-
nachteiligten Personen(gruppen) zur politischen Selbstwirksamkeit und 
Handlungsfähigkeit ermächtigt werden, um perspektivisch politischen Ein-
fluss im Namen ihrer vernachlässigten Interessen und Meinungen ausüben zu 
können. 

f) Der Zusammenhang von Demokratie und Menschenrechten ergibt sich da-
raus, dass wir mit Demokratien i.d.R. „liberale“, „rechtsstaatliche“ oder „konsti-
tutionelle“ Demokratien meinen, die über freie und faire Wahlen hinaus auch 
gewaltenteilende Institutionen zur Kontrolle politischer Macht beinhalten. Das 
bedeutet, dass es nicht nur um demokratische Verfahren der politischen Ent-
scheidung geht, sondern auch darum, dass die Interessen und Meinungen von 
Minderheiten beachtet werden und die Rechte von Einzelnen nicht im Namen 
der Interessen von Mehrheiten außer Kraft gesetzt werden (Tyrannei der Mehr-
heit). Demokratie und Menschenrechte basieren gleichermaßen auf dem Prin-
zip individueller Gleichheit und auf der Idee der Menschenwürde, die, zu-
mindest vom Prinzip her, den Subjektstatus von individuellen Menschen ge-
währleisten soll. 
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»Inklusion ist ein in allen gesellschaftlichen 
Teilbereichen vernetzt verlaufender 
Wandlungsprozess, der darauf abzielt, jedem 
Menschen in allen gesellschaftlichen 
Lebensbereichen auf Grundlage seiner 
individuellen Bedarfe Zugang, Teilhabe und 
Selbstbestimmung zu ermöglichen« 

(Anja Besand & David Jugel) 

WAS ist Inklusion?. 

von Stimmen führt zu 
besseren Diskussionen, 
Entscheidungen und 
Ergebnissen für alle." 

(Sundar Pichai) 

Inklusion bedeutet..,dass alle die reale 
Chance auf eine unbehinderte, 
diskriminierungsfreie, demokratische, 
menschenrechtsbasierende 
Partizipation an allen 
gesellschaftlichen Fragen und 
Entwicklungen haben:· 

(Andreas Hinz) 

Diese Thesen zum Zusammenhang der vier „essentiell umstrittenen Konzepte“ haben 
eine überraschend breite Zustimmung unter den Teilnehmenden gefunden. 

Im Anschluss wurden sechs Definitionen bzw. inhaltliche Schwerpunktsetzungen 
von Inklusion vorgestellt und diskutiert, die jeweils sehr unterschiedliche Akzente set-
zen. 5 
Zur kurzen Erläuterung der jeweiligen Autor*innen: 
Hans Wocken: Erziehungswissenschaftler & Sonderpädagoge, einer der ausgewie-
sensten Inklusions-Expert*innen und Kämpfer für Inklusionsfortschritte. 
Andreas Hinz: Erziehungswissenschaftler, war zuletzt Prof. für Allgemeine Rehabili-
tations- und Integrationspädagogik an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. 
Gleichfalls einer der ausgewiesensten Inklusions-Expert*innen und Kämpfer für Inklu-
sionsfortschritte, entwickelte zusammen mit Ines Boban die deutschsprachige Version 
des mittlerweile weitbekannten Index für Inklusion. 
Sundar Pichai: CEO (Chief Executive Officer), Vorstandsvorsitzender bei Google 
Traugott Böttinger: Prof. für Sonderpädagogik mit Scherpunkt inklusive Bildungsan-
gebote im neuen Studiengang Sonderpädagogik an Pädagogischen Hochschule Frei-
burg 
Anja Besand & David Jugel: Politikdidaktiker*innen, mit einem Schwerpunkt auf In-
klusive Politische Bildung, Technische Universität Dresden, 
Claudia Brind-Woody: Vize-Präsidentin & Geschäftsführerin bestimmter Sparten bei 
IBM 
Die Teilnehmenden wurden aufgefordert, sich für ein bis zwei Definitionen zu entschei-
den, die ihnen jeweils am besten gefallen, was vielen allerdings nicht leichtfiel. Dies 
erlaubte es, dass Spannungsverhältnis zwischen den einzelnen Definitionen zu be-
lauchten. In der Folge wurden von den Teilnehmenden gegebene Begründungen für 
die Wahl einzelner Definitionen und die verschiedenen Akzente in den jeweiligen De-
finitionen diskutiert. 



 

 

 
   

 

  

 
  

   
 

  
  

  
  

 

   
  

    
    

  

 

    
 

   
   

  
    

 
  

 
  

 

Als Nächstes wurden verschiedene Aspekte aktueller gesamtgesellschaftlicher 
und globaler Entwicklungen gesammelt, die Inklusionsverhältnissen eklatant wi-
dersprechen, z.B.: 
Kriege, autoritär-populistische Bewegungen und Parteien, Zunahme und Ausdifferen-
zierung rechtsextremistischer Akteure und Organisationen, Diskursverschiebungen in 
Richtung zunehmender Sagbarkeit menschenfeindlicher und demokratiewidriger Äu-
ßerungen, Fake News und Desinformationskampagnen, Hasskampagnen, Verschwö-
rungstheorien, politisch motivierte Straftaten und Anschläge auf Minderheiten, organi-
sierte Belagerungen und Morddrohungen gegenüber Politiker*innen und anderen 
Funktionsträger*innen … 

Wenn Inklusionen (und Exklusionen) auf eine gesamtgesellschaftliche Ebene bezogen 
werden – und z.B. in Anlehnung an den Index für Inklusion (Praktiken, Kulturen, Struk-
turen) die Ebene des Staates bzw. des politischen Systems einer Grund- oder Rah-
menstruktur zugeordnet wird –, dann wäre ein demokratisches politisches System 
die Strukturbedingung inklusiver gesellschaftlicher Verhältnisse. 

In dieser Hinsicht sieht es in globaler Perspektive allerdings alles andere als gut aus. 
Zur Veranschaulichung wurden einige Ergebnisse der empirischen Demokratiefor-
schung zur Diskussion gestellt: Weltweit befinden wir uns seit mindestens über zehn 
Jahren in einem überwiegend andauernden Trend der Autokratisierung (statt der 
Demokratisierung, wie zuvor in verschiedenen Phasen Nachkriegszeit) in der Staaten-
welt – das weisen alle großen Projekte/Indices der empirischen Messung von Demo-
kratiequalität aus, wie z.B. Freedom House oder auch das Varieties of Democracy-
Projekt an der Universität in Göteburg: 

- Nach dem 2023er-Report des V-Dem-Instituts ist die durchschnittliche Demo-
kratiequalität weltweit in 2022 auf das Niveau von 1986 zurückgefallen. 

- Die Anzahl der Autokratien, also von Regierungssystemen ohne freie und faire 
Wahlen und ohne ein Mindestmaß an bürgerlichen Freiheiten, ist seit etwa der 
Jahrhundertwende stetig angestiegen. Dem 2023er-V-Dem-Report zufolge le-
ben heute 72% der Weltbevölkerung (also etwa 5,7 Milliarden Menschen 
von etwa 8 Milliarden) in Autokratien. Das entspricht einem Anstieg um 46% 
in zehn Jahren. 

- Auch nach dem Freedom House-Report von 2023 sinkt die Demokratiequali-
tät in globaler Perspektive seit 17 Jahren, insbesondere aufgrund abneh-
mender Kontrollkapazitäten gegenüber exekutiver Regierungsgewalt und redu-
zierter Medienfreiheit. 
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Auf Basis einer Vielfalt von Demokratieindikatoren wurden vom V-Dem-Institut in Gö-
teborg (das über den weltweit umfangreichsten Datensatz zur Demokratiemessung 
verfügt) mehrjährige Tendenzen der Demokratisierung oder Autokratisierung in allen 
Staaten berechnet. In dem Schaubild werden die Tendenzen zusammengefasst ver-
anschaulicht (rechts bezogen auf die Anzahl der Staaten, links bezogen auf den Anteil 
der Weltbevölkerung). Es ist klar zu erkennen, dass Autokratisierungen (rote Linie) 
Demokratisierungen (blau gestrichelte Linie) zunehmend stärker übertreffen. 

V-Dem Institute: Democracy Report 2023. Defiance in the Face of Autocratization. 
University of Gothenburg. https://www.v-dem.net/publications/democracy-reports/ 

Was sind die Ursachen dieser Entwicklungen? Neben dem Aufstieg „technokratischer 
Autokratien“ (wie z.B. China und Singapur) und zunehmendem Rechtsextremismus 
gilt Rechtspopulismus bzw. auch „autoritärer Populismus“ als größte Herausfor-
derung. In nahezu allen europäischen und ebenso in vielen außereuropäischen Län-
dern gibt es (rechts)populistische politische Akteure, Bewegungen und Parteien, deren 
Unterstützung und Stimmenanteile bei Wahlen in den letzten Jahren insgesamt dra-
matisch angewachsen sind. Das ist mittlerweile geradezu kontinuierlich zu beobach-
ten: jüngst in Italien, in Argentinien und der Niederlande … 
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Wahlumfrage vom 27.10.2023 Wahlumfrage vom 24.10.2023 

CDU 

AID 

Grüne 

SPD ­

FDP 

Freie 1 
Wähler 

Linke 1 
Sonstige . 

30,0% (+6,0) AID - 33,0% (+4,0) 

BW 

22,0% (+1 ,0) 
CDU -

20,0% (- 5,5) Linke ■ 
10,0% (-1 ,0) 

SPD ■ 
7,0% (±0) 

Grüne 1 
3,0% (±0) 

FDP 
1,5% (-0,5) 

6,5% (±0) 
;onstlge 

ST 

https ://dawum.de/ [11.10.2023] 

32,0% (+1 ,0) 

9,0% (±0) 

8,0% (- 1,0) 

5,0% (- 1,0) 

4,0% (- 2,0) 

9,0% (- 1,0) 

J. Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Wahltrend vom 10.10.2023 

FDP 

Linke 1 
Freie 1 

Wähler 

Sonstige ■ 

D 

26,8% (- 0,2) 

21 ,6% (+0,1) 

17,2% (±0) 

14,3% (-0,1) 

6,2% (- 0,1) 

4,4% (±0) 

3,0% (+0,1) 

6,5% (+0,2) 

Wahlumfrage vom 09.11.2023 Wahlumfrage vom 10.11.2023 Wahlumfrage vom 02.11.2023 Wahlumfrage vom 28.10.2023 

AID - 34,0% (+2,0) AID - 32,5% (±0) 
AfD 32,0% (+2 ,0) 

AfD - 35,0% (+11 ,0) 

CDU - CDU -
SPD 27,0% (+2 ,0) 

SPD -22,0% (+1 ,0) 28,5% (-1 ,5) 

CDU -

20,0% (- 7,0) 

Linke - 20,0% (- 2,0) SPD ■ 8,5% (- 1,5) 
13,5% (-1 ,5) 

cDu ■■ 
Linke ■ 

17,5% (+2,5) 

SPD . Linke ■ SN 
7,0% (-1 ,0) 

Linke ■ 
TH 9,0% (-1 ,0) 7,5% (-1 ,5) 

Grüne ■ BB MV 
8,0% (±0) 

Grüne 1 6,5% (-0,5) 

Grüne 1 FDP 4,0% (±0) 5,5% (- 1,5) BVB/FW 6,5% (-6,5) 
6,0% (- 1,0) 

Grüne 1 4,0% (-2,0) FDP 4,0% (- 1,0) FDP FDP 4,0% (- 1,0) 2,5% (+0 ,5) 

Sonstige 7,0% (+2,0) Sonstige - 13,5% (+7,0) Sonstige ■ 5,5% (-0,5) Sonstige ■ 9,0% (+1 ,0) 

In diesem Zusammenhang wurde auch auf die aktuelle Lage in Deutschland einge-
gangen. Nach aktuellen Umfragen ist die AfD als die dominierende rechtspopulisti-
sche politische Kraft und Partei in allen neuen Bundesländern stärkste Partei. Es gibt 
inzwischen den ersten Landrat und den ersten Bürgermeister von der AfD. Auf Bun-
desebene erreicht die AfD momentan stabil 22%, ebenso wie in Baden-Württemberg, 
was momentan dasjenige alte Bundesland mit dem aktuell höchsten AfD-Wähler*in-
nen-Potenzial ist. 

Empirische Studien der Demokratieforschung zeigen eindeutig, dass diejenigen Län-
der, in denen autoritär populistische Politiker und/oder Parteien an der Regierung be-
teiligt waren bzw. noch sind, erheblich an Demokratiequalität verlieren (vgl. z.B. 
Schäfer & Zürn, 2021: S. 171ff.). 

Schäfer, Armin & Zürn, Michael, 2021: Die demokratische Regression. Die politi-
schen Ursachen des autoritären Populismus, Frankfurt/M.: Suhrkamp. 
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J. Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Auffassungen AfDWähler*in

Landtagswahl Hessen 2023 -. Landtagswahl Bayer

Ansichten AfD-Wählender über eigene Partei Ansichten Af

"Finde es gut, dass sie den Zuzug von Ausländern und Flüchtlingen stärker begrenzen will." "Hat besser als andere Partei

95 99 
"Hat besser als andere Parteien verstanden, dass sich viele Menschen nicht mehr sicher fühlen." 

95 
"Ich wähle Am, damit die Re

"Ich wähle AfD, damit die Regierung in der Asylpolitik ihren Kurs ändere 92 

92 "Es ist mir egal, dass sie in Tei

"Ist die einzige Partei, mit der ich meinen Protest gegenüber der Politik ausdrücken kann: 

87 C3 
"Ist die einzige Partei, mit der

mir egal, dass sie in Teilen als rechtsextrem gilt, solange sie die richtigen Themen anspricht." 
80 

Infratest dimap, in % 
Q Infratest dimap, in% 

Antei l AfD-Wähler*innen: 18,4 % (+ 5,3 %) Antei l AfD-W

nen über AfD 

n 2023 

D-Wählender über eigene Partei 

en verstanden, dass sich viele Menschen nicht mehr sicher fühlen." 

gierung in der Asylpolitik ihren Kurs ändert." 

len als rechtsextrem gilt, solange sie die richtigen Themen anspricht" 

ich meinen Protest gegenüber der Politik ausdrücken kann." 

0 

ähler*i nnen: 14,6 % (+ 4,4 %) 

J. Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Befürwortung einer rechtsgerichtet

2022/23 

2020/21 

2018/19 

2016 

2014 

20 

Befürwortung Diktatur 

40 60 80 

■ Zustimmung ■ Graubereich ■ Ablehnung 

Befürwortung einer rechtsgerichteten Diktatur (M • 5,86; ID • 3,16; n • 1.948; a • ,81) 

Im nationalen Interesse ist unter bes1immten Umständen eine Diktatur die bessere Staatsform. 

Was Deutschland jetz1 braucht, ist eine einzige s1arke Partei, die die Volksgemeinschaft insgesam1 

verkörpert. 

Wir sollten einen Führer haben, der Deutschland zum Wohle aller mn starker Hand regiert. 

100 

.. lehne 
vollig ab 

62,8 

44,0 

61,3 

en Diktatur 

Zick, A.; Küpper, B. & Mokros, H. (Hrsg.) (2023): 
Die distanzierte Mitte. Rechtsextreme und 
demokratiegefährdende Einstellungen in 
Deutschland 2022/23. Friedrich-Ebert-Stiftung. 
Bonn: Verlag J.H.W. DietzNachf., S. 64, 65, 68. 

. lehne terls/terls .. stimme . stimme voll 
uberwiegend uberwiegend und ganzzu 

• ro 

14,0 c 16.1 4,9 2D 

12,8 c 19.2 13.6 10,3 

12,6 Cii.2 8,5 s:i":) 

Insbesondere bedenklich ist dabei, dass es die AfD-Wähler*innen, wie Wahlumfragen 
im Kontext der letzten beiden Landtagswahlen gezeigt haben, zu 80-85% gar nicht 
kümmert, dass die Partei in Teilen als rechtsextrem gilt. 

Dem korrespondieren auch Befunde der aktuellen Leipziger Mitte-Studie, nach denen 
in jüngerer Zeit das Maß der Befürwortung einer rechtsgerichteten Diktatur innerhalb 
der Bevölkerung drastisch zugenommen hat. 
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Vor dem Hintergrund dieser Befunde wurde die Frage diskutiert, ob eine in Umfang, 
Ausrichtung und Qualität angemessene politische Bildung bzw. Demokratiebildung 
diese hohe Gleichgültigkeit gegenüber Rechtsextremismus hätte verhindern können. 
Dazu gab es unterschiedliche Auffassungen; ganz überwiegend waren sich die Teil-
nehmenden aber darüber einig, dass politische Bildung im schulischen Bereich, aus 
unterschiedlichen Gründen, einen viel zu geringen Stellenwert hat. 

Auch wenn Pädagogik allein selbstverständlich nicht alle ökonomischen, soziokultu-
rellen und politischen Ursachen der Konjunktur des autoritären Populismus und 
Rechtsextremismus lösen kann, bestand Einigkeit darüber, dass politische Bildung, 
Demokratiebildung und Menschenrechtsbildung, insbesondere in der Schule 
und in der Lehrkräftebildung, ausgebaut werden müsste. Das dient letztlich auch 
dem Ziel der Inklusion, wenn ein eher breites und auf gesamtgesellschaftliche Verhält-
nisse bezogenes Inklusionsverständnis zugrunde gelegt wird. 

So argumentiert auch Andreas Hinz (selbst Teilnehmer des Workshops), der immer 
schon die Zusammenhänge von demokratischer und inklusiver Bildung hervorgeho-
ben hat und neuerdings durch eine solche Erweiterung des Inklusionsdiskurses eine 
Möglichkeit sieht, die „Rezession“ von Inklusion im bildungspolitischen Diskurs abzu-
bremsen. Inzwischen hat er sich auch der zunehmend relevanten Frage des Verhält-
nisses von Inklusiver Bildung und Rechtspopulismus angenommen und mit Kollegen 
dazu einen Sammelband herausgegeben. 

Hinz, Andreas; Jahr, David & Kruschel, Robert (Hrsg.) (2023): Inklusive Bildung 
und Rechtspopulismus. Grundlagen, Analysen und Handlungsmöglichkeiten. Wein-
heim/Basel: Beltz Juventa. 
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Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

WARUM Inklusion? 
Bessere Ergebnisse durch Diversität? 

'Autism at work' 

Gleichberechtigung Benachteiligter? 
"Alle müssen sich beteiligen können." 

Repräsentation möglichst aller Gruppen? 
"Ich kann nicht für Mitglieder anderer Gruppen sprechen." 

Anschließend wurden jenseits der Verbindung zu demokratischen Strukturen andere 
mögliche Begründungen von Inklusion besprochen. Im Rückgriff auf die unter-
schiedlichen Definitionen von Inklusion (Folie 4, S. 5) wurden dabei vor allem drei 
Begründungszusammenhänge herausgestellt. Erstens eine ‚outputorientierte‘ Be-
gründung: Inklusion z.B. im Sinne von Diversität von Arbeitsgruppen bringt bessere 11 
Ergebnisse durch die Einbeziehung unterschiedlicher Standpunkte. Zweitens eine ‚de-
mokratische‘ Begründung: Allen von Entscheidungsprozessen Betroffenen muss die 
Möglichkeit offenstehen, sich an ihnen beteiligen zu können. Und drittens eine stärker 
‚repräsentationistische‘ Begründung: Im Ergebnis ähnlich, in der Begründung leicht 
anders, sollen hier Betroffene auf Basis ihrer (individuellen oder kollektiven) Identitäten 
eingebunden werden, die von der jeweiligen Gruppe Nichtzugehörigen bzw. Nichtbe-
troffenen prinzipiell nicht vertreten werden können. 

Die Teilnehmenden ordneten sich zunächst einer oder mehrerer dieser Möglichkeiten 
zu. Bei der ersten Begründung wurde herausgearbeitet, dass sie – auch wenn sie in 
der Realität inklusionsorientierter Arbeit, z.B. in der Sozialarbeit oder im Bildungswe-
sen, von praktisch allen Teilnehmenen wahrgenommen und als sehr bereichernd emp-
funden wurde – als Begründungsstrategie problematisch sein kann. Schließlich wird 
hier Inklusion zu einem von wie auch immer (zum Beispiel: ökonomisch) definierten 
relativen ‚Erfolg‘ abgeleitet. Was wäre, wenn in bestimmten Bereichen dieses Erfolgs-
kriterium nicht zutrifft? 

In der späteren Diskussion wurde dieser Punkt von den Teilnehmenden noch einmal 
aufgegriffen und die Unterscheidung zwischen Begründung von Inklusion und dem 
Verweis auf individuell bereichernde Erfahrungen in diversen Arbeitszusammenhän-
gen als sehr hilfreich empfunden. 
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WER soll WO inkludiert werden? 
Zielgruppe Zielgruppenspezifität Zielgruppenpluralität Gesamte Bezugsgruppe 

Bereich 

Bildungssystem Inklusion von Personen mit Inklusion von verschiedenen Inklusion als gleichberechtigte 
(Lern-)Beeinträchtigung in soziokulturell (besonders) Anerkennung u. individuelle 
Bildungseinrichtungen benachteiligten Gruppen in pädagogische Förderung in 

Bildungseinrichtungen heterogenen Lerngruppen 
[1] [2] [3] 

Gesellschaft Inklusion von Personen mit Inklusion von verschiedenen Inklusion als gleichberechtigte 
Beeinträchtigung in soziokulturell (besonders) Einbeziehung aller Personen zu allen 
(relevanten) gesellschaftlichen benachteiligten Gruppen in (relevanten) gesellschaftlichen 
Institutionen (relevanten) gesellschaftlichen Institutionen 

Institutionen 
[4] [5] [6] 

Politik Inklusion und Förderung Inklusion und Förderung Inklusion als gleich(berechtigt)e 
politischer Partizipation und politischer Partizipation und politische Partizipation und 
politischer Repräsentation von politischer Repräsentation politische Repräsentation aller 
Personen mit Beeinträchtigung verschiedener (besonders) Personen und Gruppen 

soziokulturell und politisch 
benachteiligter Gruppen 

[7] [8] [9] 

Um die Frage nach einem angemessenen Inklusionsverständnis  besser und struktu
nen, wurde ein Schaubild mit  verschiedenen (engen oder wei
ständnissen von Inklusion  vorgestellt. Der  Vorschlag lautete
zwei Dimensionen unterscheiden lassen: Einerseits kann nac
amen derer Inklusion angestrebt wird,  differenziert werden (wa
lusiver Bildung häufig gemacht wird).  Andererseits kann abe
chaftlichen Bereichen und Institutionen,  innerhalb derer In

ndes Ziel anvisiert wird, differenziert werden (was allerdings we
).   

imensionalen Differenzierung von Inklusion konnten verschie
te genauer diskutiert und verschiedene  Meinungen ausge
amt gab es die Tendenz, einem angemessenen Inklusionskon

  Verständnis  zugrunde zu legen,  wobei die Teilnehmenden abe
en spezifischeren Arbeitsbereich gerade angemessenste Inklu
ksichtigt  haben.  

-
riert diskutieren zu kön -
teren) Konzepten/Ver , 
dass sich idealtypisch h 
den Zielgruppen, im N s 12 
in der Literatur zu ink r 
auch nach den gesells -
klusion als anzustrebe -
niger häufig vorkommt

Auf Basis dieser zweid -
dene Inklusionsaspek -
tauscht werden. Insges -
zept eher ein breiteres r 
auch immer das für ihr -
sionsverständnis berüc



 

 

 

  
    

  
  

 
   

 
  

  

  
 

  

 
   

 
 

 
   

  
  

  

Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Bedeutung der Menschenrechte 

Noch einmal zwei sich gegenüberstehende Meinungen zu Menschenrechten. 
Bitte wählen Sie wieder in der Skala ein Kästchen/eine Zahl, die ungefähr Ihrer 
aktuellen Auffassung entspricht! 

123456 7 
Die Menschenrechte sind 
ein guter Maßstab der 
Bewertung und Kritik von 
politischen und gesellschaft­
lichen Verhältnissen nach 
Kriterien der (11-)Legitimität 
und (Un-)Gerechtigkeit 

Die Menschenrechte sind 
ein westliches Konzept, das 
vorrangig dazu dient, Macht­
und Herrschaftsansprüche 
westlicher Staaten und 
deren Eliten in der Welt zu 
rechtfertigen 

Das bisher noch nicht explizit verhandelte Thema der Menschenrechte wurde dann mit 
einer Frage danach eingebracht, wie die Teilnehmenden die Relevanz und Funktion 
von Menschenrechten einschätzen. Die Teilnehmenden wurden gefragt, ob Men-
schenrechte einen geeigneten Maßstab zur Einschätzung, Bewertung und Kritik von 
gesellschaftlichen und politischen Verhältnissen (einschließlich des jeweiligen Inklusi- 13 
onsgrades) darstellen würden, oder es sich vielmehr um eine westliche, eurozentristi-
sche Legitimationsformel zur Rechtfertigung von Macht- und Herrschaftsansprüchen 
im globalen Kontext handele (so wie das im Kontext postkolonialer Theorien in jünge-
rer Zeit verstärkt vorgebracht worden ist). 

Die Teilnehmenden wurden gebeten, sich im Spannungsfeld dieser beiden Auffassun-
gen auf einer 10er-Skala mit einer zu nennenden Zahl zu positionieren. Hier konnten 
sich zunächst nur wenige Teilnehmende dazu durchringen, sich auf eine Zahl festzu-
legen. Außerdem wurde eingebracht, dass sich die beiden als gegenüberliegend dar-
gestellten Auffassungen nicht zwingend widersprechen: Menschenrechte als Maßstab 
der Kritik zu beanspruchen, bedeute nicht auszuschließen, dass Menschenrechte 
auch zur Rechtfertigung partikularer Machtinteressen in Anspruch genommen werden. 
Insgesamt konnten verschiedene Aspekte und Argumente beider Auffassungen disku-
tiert werden, wobei die Kritik der Menschenrechte und deren verschiedene Varianten 
auf Wunsch der Teilnehmenden von den Referenten noch etwas ausführlicher darge-
stellt und zur Diskussion gestellt wurden. Nichtsdestoweniger haben die Teilnehmen-
den der Auffassung von Menschenrechten als zentralen Normen der Kritik insgesamt 
stark zugestimmt, auch deshalb, weil keine vergleichbaren alternativen Bewertungs-
maßstäbe für gesellschaftliche und politische Verhältnisse gesehen wurden. 
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Bedeutung der Menschenrechte 

Inwiefern meinen Sie, dass die Gesetze zum Schutz von Menschenrechten einen 
Unterschied für Ihr alltägliches Leben ausmachen? 
Bitte wählen Sie wieder in der Skala ein Kästchen/eine Zahl, die etwa Ihrer aktuellen 
Auffassun ents richt! 

Gesetze zum Schutz der 
Menschenrechte machen .. 
überhaupt keinen 
Unterschied für mein 
alltä liches Leben. 

1 2 3 4 5 6 7 
Gesetze zum Schutz der 
Menschenrechte machen 
einen sehr großen 
Unterschied für mein 
alltä liches Leben. 

J. Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Bedeutung der Menschen rechte [Quelle: IPSOS (2018): Befragung zu Menschenrechten, 28 Länder] 

Difference that laws protecting Human Rights make to your life 

Cl 7018 lp~~ 

Total 
South Konia 

China 
Turkey 

tndla 
Colombla 

South Afrlca 
Malaysla 

Mexlco 
Peru 

United States 
Russla 

Great Brltain 
Canada 

Saudi Atabla 
Chlle 

Sweden 

Arcentlna 
Austratla 

Briull 
Poh11nd 

Spaln 
Hungary 

Belglum 
France 

~ 
ltaly 

Serbla 
Japan 

9% 
4% 

• 4% 
• 3% 

6% 
% 

3% 
9% 

3% 
% 

9% 
11% 

8% 
10% 

12% 
6% 

11% 
4% 

11% 
10% 

12% 
1S% 
13% 

20% 
19% 

1S% 
13% 
13% 

15% 

Q4 What dlfference, lf at all, do you thlnk laws protectlng Human Rlghts make to your life? Base: 23,249respondents 

■ Very/fa ir ly positive 

■ No difference 

■ Fairly/very negative 

Don't know 

Anschließend wurde eine weitere 10er-Skala mit zwei gegenüberliegenden Auffassun-
gen eingebracht, diesmal zur Frage der Einschätzung, welchen Unterschied eigentlich 
Menschenrechte im konkreten, alltäglichen und persönlichen Leben der Teilnehmen-
den ausmachen würden. Hier wurden durchgehend Zahlen im Bereich von 7-10 ge-
nannt; es gab also eine hohe Übereinstimmung darüber, dass Menschenrechte für das 14 
alltägliche Leben von hoher Bedeutung sind. 

Somit unterschieden sich die Teilnehmenden deutlich von der Mehrheitsbevölkerung 
in Deutschland, die nach einer Repräsentativbefragung von 2018 den Menschenrech-
ten überwiegend keine alltägliche Bedeutung zugemessen haben. 



 

 

 

 
  

 

 

 
   

 
  

  

  

UN-Menschenrechtskonventionen 

J. Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

(f,-~ i i ~# 
(verabschiedet, in Kraft getreten, Ratifizierung D; Anzahl Ratifikationen Ende 2021) 

~ 

UNITED NATIONS 

• Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte (UN -Zivilpakt, 1966, 1976, 1973; 173) 

• Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UN-Sozialpakt, 1966, 1976, 
1973; 171) 

• Internationales übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von rassistischer Diskriminierung (1966, 
1969, 1969; 182) 

• Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (1979, 1981,1985; 189) 

• Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe (1984, 1987, 1990; 173) 

• Übereinkommen über die Rechte des Kindes (UN -Kinderrechtskonvention) (1989, 1990, 1992; 196) 

• Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN -
Behindertenrechtskonvention) (2006, 2008, 2009; 184) 

• Internationales übereinkommen zum Schutz aller Personen vor dem Verschwindenlassen (2006, 
2010, 2009; 64) 

• Internationale Konvention zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmenden und ihrer 
Familienangehörigen (1990, 2003; Deutschland ist dem übereinkommen bisher nicht beigetreten) 

J. Gerdes & L. Heinemann: Inklusion und Politische Bildung 

Zum jeweils aktuellen Stand des UN-Kontrollverfahrens 
htt ps: //www. i nsti tue f u er -m e nsch e n rechte. d e/men sch e n rech tssch utz/ deutsch I an d-i m-me n sehen rechtssch utzsystem/ve re i nte­

n a ti o n e n/ve rein te-n a ti o n en-men sche n rechtsa b kommen 

■ Deutsches Institut 
für Menschenrechte 

Vereinte Nationen 

Aktuelles Veranstallungen Pi-esse Pubtikatlonen Bibllo!helc Newsletler llar~el,elheil Suctwt 0.. 

Das Institut Themen Im Fokus Menschenrechtsschutz 

Menschenrechtsabkommen 

Internat io n aler Pakt über bürgerlic he 

und po litisch e Rechte (Ziv ilpakt, 

ICCPR) 

Der Zivi lpak t beinhaltet Schutz- und 

Freiheitsrechte, darunter das Folter­

und Sklavereiverbot, das Rech t auf 

Schutz des Privatlebens, das Recht auf 

freie Meinungsäußerung, das Recht auf 

Religionsfreihe it und 

Versammlungsfreiheit sowie das 

passive und aktive Wah lrecht. 

➔ Zivilpakt (ICCPR) 

➔ Umset zung Zivilpakt in Deutschla nd 

Internatio n aler Pakt über w irtschaf t­

lic h e, soziale und k ult ure lle Rechte 

(Sozialpakt, ICESCR) 

Der Sozialpakt verpflichtet Staaten 

dazu, diskriminierungsfreien Zugang zu 

w irtschaf tlichen, sozialen und 

kulturellen Rechten zu gewährleisten , 

darun ter d ie Rechte auf Gesundhei t , 

Bildung, Arbeit, Wohnen, Wasser, 

Sanitärversorgung und Teilhabe am 

kulturellen Leben. 

➔ Sozialpakt (ICESCR) 

➔ Umset zung Sozialpak t In Deutschland 

Inte rn ationales Überein komme n zu r 

Beseit ig ung jed e r Fo rm vo n rassisti­

sc he r Dis k riminierung ( ICERD) 

Die Konvention gegen Rassismus soll 

sicherstellen, dass Menschen in 

rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht 

vor rassistischer Diskriminierung 

geschützt werden. Die Vertragsst aaten 

verpflichten sich eine Politik zu 

ver folgen, d ie sich umfassend gegen 

jede Form von Rassismus richtet. 

➔ Kon vention gegen Rassis mus (ICERD) 

➔ Umset zung ICERD in Deu tschland 

Abschließend wurden in einem kurzen Informationsteil noch einige zentrale As-
pekte zu Menschenrechten und Menschenrechtsbildung eingebracht. Zunächst 
eine Übersicht zu den UN-Menschenrechtskonventionen. 
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Darüber hinaus wurden kurz die UN-Kontrollverfahren der Menschenrechtskon-
ventionen erläutert: das Staatenberichtsverfahren und das Verfahren im Kontext von 
Individualbeschwerden. Und es wurde darauf hingewiesen, dass der jeweilige aktu-
elle Stand einschließlich der relevanten Dokumente jederzeit auf der Webseite des 
Deutschen Instituts für Menschenrechte einzusehen ist. 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/deutschland-im-menschenrechts-
schutzsystem/vereinte-nationen/vereinte-nationen-menschenrechtsabkommen 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/deutschland-im-menschenrechtsschutzsystem/vereinte-nationen/vereinte-nationen-menschenrechtsabkommen
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/menschenrechtsschutz/deutschland-im-menschenrechtsschutzsystem/vereinte-nationen/vereinte-nationen-menschenrechtsabkommen
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UN-Wirtschafts- und SozialratAusschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (2018): 
Abschließende Bemerkungen zum 6. periodischen Bericht Deutschlands: Einige Aspekte 

Nr. 7 /8: Empfehlung sicherzustellen, dass alle im Vertragsstaat ansässigen oder seiner Gerichtsbarkeit unterliegendenUnternehmen 
nicht nur in Deutschland, sondern auch im Ausland Menschenrechtsverletzungen erkennen, verhindern und angehenund dass sie für 
Menschenrechtsverletzungen haftbar gemacht werden können. 
Nr. 18/19: Empfehlung, dass der Vertragsstaat sich verstärkt um die Realisierung der angestrebterReduktion von 
Treibhausgasemissionenbemüht und seinen Verpflichtungen des Pariser Abkommens zum Klimaschutz nachkommt. 
Nr. 26/27: Empfehlung einer klaren Trennung zwischen Anbietern öffentlicher Dienste und für die Durchsetzung der 
Einwanderungsgesetze zuständigen Behörden, um sicherzustellen, dassirreguläre Migranten angstfrei Zugang zugrundlegenden 
Leistungen im Zusammenhang der Ausübung ihrer Menschenrechte haben, z.B. zurGesundheitsversorgunggemäß dem Recht auf 
Gesundheit. 
Nr. 32/33: Empfehlung an den Vertragsstaat, sich angesichts eines großen und gewachsenerUmfangs prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse(Minijobs, Leiharbeit, Werkverträge, Teilzeitarbeit, Befristungen) ,,verstärkt um dieSchaffung 
menschenwürdiger Arbeitsplätzeund die Umwandlung prekärer in reguläre ArbeitsverhältnissE!'u bemühen." 
Nr. 48/49: Dringende Empfehlung von Maßnahmen, um dieSituation älterer Menschen in Pflegeheimen zu verbessern,z.B. durch 
Gewinnung von qualifizierten Pflegekräfte, Gewährleistung günstiger und gerechter Arbeitsbedingungen, Bereitstellung von Mi!Eln für 
die Ausbildung von Pflegepersonal, Durchführung von regelmäßigeren und gründlicheren Inspektionen von Pflegeheimen. 
Nr. 50/51: Besorgnis über den hohen Anteil von relativer Kinderarmut(l9, 7%) in Deutschland und dringende Empfehlung, die 
Angemessenheit von Regelungen zum Kindergeld, Kinderzuschlägen, Bildungs und Teilhabeleistungen kontinuierlich zu überprüfen und 
zu verbessern. 
Nr. 54/55: Dringende Empfehlung derErhöhung des Angebots an bezahlbarem Wohnraum durch das Aufstocken öffentlicher Mittel, der 
erleichterten Übernahme der Wohnkosten im Rahmen der Grundsicherung und der verstärkten Bereitstellung von 
Aufnahmeeinrichtungen für Wohnungslose 

https :(lwww. institut -fuer-
menschenrechte. de/fileadmi n/Reda ktion/PDF /DB Menschenrechtsschutz/lCESCR/6. Staatenbericht(ICESCR Staatenbericht DEU 6 Abschl 2018.pdf 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechts-
schutz/ICESCR/6._Staatenbericht/ICESCR_Staatenbericht_DEU_6_Abschl_2018.pdf 

Als ein Beispiel dafür, dass die Kontrollverfahren der UN-Menschenrechtskonventio-
nen ein durchaus kritisches Potenzial aufweisen, das sich auf alle Vertragsstaaten 
gleichermaßen beziehen kann, wurden einige Kritikpunkte zu Deutschland aus den 
sogenannten „Abschließenden Bemerkungen“ (2018) des UN-Ausschusses in Re-
aktion auf den letzten Staatenbericht zur Umsetzung der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechte des Sozialpakts aufgelistet und verdeutlicht. 

Normalerweise müssen die Staaten in fünfjährigen Perioden über ihre Fortschritte in 
der Realisierung der Rechte des Sozialpakts berichten. In diesem Fall wurden aller-
dings drei Probleme (Kinderarmut, Wohnverhältnisse, Pflege) als so gravierend be-
trachtet, dass Deutschland aufgefordert wurde, hierzu bereits nach 24 Monaten zu be-
richten (auf der Folie in rot gekennzeichnet). 

Den Teilnehmenden war dieses Dokument, ebenso wie Stellungnahmen der UN-Aus-
schüsse zu anderen von Deutschland ratifizierten Menschenrechtskonventionen, 
überwiegend nicht bekannt – was auf das generelle Problem hindeutet, dass solche 
für den Stand der Umsetzung von Menschenrechten hochrelevanten UN-Dokumente 
in der medialen Berichterstattung leider eine sehr geringe Resonanz erfahren. 
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https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICESCR/6._Staatenbericht/ICESCR_Staatenbericht_DEU_6_Abschl_2018.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/PDF/DB_Menschenrechtsschutz/ICESCR/6._Staatenbericht/ICESCR_Staatenbericht_DEU_6_Abschl_2018.pdf


 

 

 

   
 

  
 

    
 

    

  

  
   

 
 

  
 

   
  

  
 

 

        
   

 

  

überMenschenrechte 
General Knowledge About Human Rights 

Total 
Turkey 

South Africa 
Malaysia 

China 
Sweden 

lndia 
Serbia 

Argentina 
United States 
Saudi Arabia 

Chile 
Brazil 

Poland 
Colombia 

South Korea 
ltaly 

Canada 
Great Britain 

Peru 

~ •ö¼. 

17% 

7% 
3 

6% 
16% 

5% 

4% 
6% 

7% 
5% 

12% 
6% 
7% 

4% 
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fQuelle: IPSOS (2018): Befragung zu Menschenrechten, 28 Länder] 

J,C l:\J 

4% 

4% 
5% 

5% 
9% 

9% ., 
■ Great Deal/Fair Tota l 

Don't know 

■ Not very/Nolhing 

' •:...c 

$ ·:: K Australia 
Mexico 

Spain 
Hungary 

Russia 
Belgium 

Japan 
02018 1p-

Qt How much, lf anythlng, would you say you know about Human Rlshts seneratly? Base: 23,249respondents ■ 

Eine globale Umfrage zum Wissen über Menschenrechte in 28 Ländern (Selbstein-
schätzung) anlässlich des Internationalen Tages der Menschenrechte aus dem Jahr 
2018 zeigt, dass das Wissen über Menschenrechte nach der Selbsteinschätzung der 
Befragten in Deutschland (auch im Vergleich zu anderen Ländern) nicht stark ausge-
prägt ist. Die Mehrheit der Befragten hat angegeben, dass sie „nichts“ oder „nicht be- 17 
sonders viel“ über Menschenrechte wissen würden. 

IPSOS (2018): Human Rights in 2018. A Global Advisor Survey. 
https://www.ipsos.com/sites/default/files/ct/news/documents/2018-07/human_rights_in_2018_-
_global_advisor_survey_graphic_report_0.pdf 

Einen eher niedrigen Kenntnisstand bestätigen auch andere und frühere Untersuchun-
gen zum Wissen über Menschenrechte, Kinderrechte, Menschenrechtskonventionen 
und -institutionen. Als eine wesentliche Ursache des – der Bedeutung von Menschen-
rechten inadäquaten – geringen Kenntnisstands in der Bevölkerung ist von Expert*in-
nen der Menschenrechtsbildung, einschließlich des Deutschen Instituts für Menschen-
rechte, immer wieder angeführt worden, dass Menschenrechtsbildung, sofern sie über-
haupt stattfindet, ganz überwiegend implizit in einer losen Verknüpfung mit anderen 
Themen, Schwerpunkten und Bildungsbereichen erfolgt. Demgegenüber mangele es 
an einer expliziten Menschenrechtsbildung, die die Inhalte von Menschenrechten 
und Menschenrechtskonventionen sowie ihrer Kontrollinstitutionen zum Thema macht, 
was gleichzeitig eine Voraussetzung dafür wäre, dass Menschenrechte tatsächlich als 
kritische Maßstäbe von gesellschaftlichen Verhältnissen dienen können. 

Reitz, Sandra & Rudolf, Beate (2014): Menschenrechtsbildung für Kinder und Jugendliche. 
Befunde und Empfehlungen für die deutsche Bildungspolitik. Berlin: Deutsches Institut für 
Menschenrechte. 
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/menschenrechtsbildung-
fuer-kinder-und-jugendliche 

https://www.ipsos.com/sites/default/files/ct/news/documents/2018-07/human_rights_in_2018_-_global_advisor_survey_graphic_report_0.pdf
https://www.ipsos.com/sites/default/files/ct/news/documents/2018-07/human_rights_in_2018_-_global_advisor_survey_graphic_report_0.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/menschenrechtsbildung-fuer-kinder-und-jugendliche
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/detail/menschenrechtsbildung-fuer-kinder-und-jugendliche


 

 

 

 
  

  
   

  
  

 

  

 
  
  

  
  

  

   

 
 

 

über, durch und für Menschenrechte 
[Rei t z, S. & Rudolf, B. (2014): Menschenrechtsbi ldung für Kinder und Jugend liche, Ber lin : Deutsches Institut für Menschen rech te, S. 18] 

Bewusstsein, Reflexion 
und Diskussion von 
Einstellunoen und 

Hartunoen 

Aktion 

Befähigung zum Handeln 
und zum 

emanzipatorischen 
Denken 

Es besteht unter Vertreter*innen von Menschenrechtsorganisationen inzwischen ein 
weitgehender Konsens darüber, dass Menschenrechtsbildung (zur Förderung einer 
„Kultur der Menschenrechte“), in den drei wesentlichen Komponenten des Lernens 
über, durch und für Menschenrechte besteht. 

Lernen über Menschenrechte umfasst die Vermittlung von Wissen über Menschen-
rechtskonventionen, nationalstaatliche demokratische Verfassungen, dort aufgelistete 
Rechte, jeweilige Kontrollinstrumente, Durchsetzungsorgane und Klage- und Be-
schwerdemöglichkeiten, über die historische Entwicklung der Menschenrechte und ih-
rer Verletzungen sowie der sozialen und politischen Kämpfe um Menschenrechte. 

Lernen durch Menschenrechte betrifft die Achtung und Beachtung der Menschen-
rechte aller an Bildungsprozessen Beteiligter (der Lernenden wie Lehrenden) im Lehr-
und Lernprozess sowie in Lernumgebungen und Lernmaterialien. Das beinhaltet so-
wohl einen diskriminierungsfreien Zugang zu Bildungsangeboten als auch die Aner-
kennung der Bildungs-Adressat*innen als Subjekte ihres Bildungsprozesses (und nicht 
als Objekte der Belehrung), was auch die weitgehende Partizipation an den Inhalte 
nund Methoden der Bildungsprozesse einschließt. 

Lernen für Menschenrechte meint den Erwerb von Handlungsfähigkeit, sich ggf. für 
die eigenen Rechte und die Rechte anderer Personen einzusetzen, auf Menschen-
rechtsverletzungen gesellschaftlich und politisch wirksam aufmerksam zu machen und 
auf die Achtung, Förderung und politische Berücksichtigung von Menschenrechten in 
unterschiedlichen Kontexten einzuwirken (z.B. durch Petitionen, Kampagnen, Protest-
briefe, Mahnwachen, Klagemöglichkeiten). 

18 



 

 

 

  

  

     
 

  
   

 
  

 
 

 
  

  

 
 

  
 

https://www.bpb.de/shop/buecher/schriftenreihe/210959/didaktik-der-inklusiven-politischen-bildung/ 

https://www.bpb.de/shop/buecher/schriftenreihe/318487/grundlagen-und-praxis-inklusiver-politischer-bildung/ 

19Zum Abschluss des Workshops wurden die Fragen – die im späteren Verlauf der ge-
samten Veranstaltung in einem Austausch in Kleingruppen aus den verschiedenen pa-
rallel verlaufenden Workshops vertieft wurden – nach den Hauptdiskussionspunk-
ten, nach wichtigen Erkenntnissen und nach Perspektiven der weiteren Arbeit auf-
geworfen und (aus zeitlichen Gründen) sehr kurz angesprochen. Drei Hauptaspekte 
seien hier erwähnt: 

• Die Problematisierung des Begriffs und Konzepts von Inklusion und der ver-
schiedenen möglichen Inklusionsverständnisse und Begründungsstrategien 
wurde von vielen Teilnehmenden als gewinnbringend erachtet. 

• Es wurde auf die pädagogischen Herausforderungen verwiesen, die mit einer 
schulischen Umsetzung von Demokratiebildung, Kinderrechten, effektiver Par-
tizipation und Inklusion in von Machtverhältnissen geprägten Bildungsinstitutio-
nen einhergehen. 

• Es wurde die weitergehende Frage aufgeworfen, wie die Berücksichtigung ver-
schiedener Formen der Diskriminierung im Rahmen einer intersektionellen Per-
spektive in konsistenter Weise mit einer menschenrechtlichen Pädagogik und 
Didaktik verknüpft werden kann. 

https://www.bpb.de/shop/buecher/schriftenreihe/210959/didaktik-der-inklusiven-politischen-bildung/
https://www.bpb.de/shop/buecher/schriftenreihe/318487/grundlagen-und-praxis-inklusiver-politischer-bildung/
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